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WIENERGEMEINDERAT .
BeratungdesHauptvoranschlages.

Sitzungvom14 .Dezember1928.
DerWienerGemeinderatsetzteheutedieGeneraldebatteüber

denVoranschlagfür dasJahr1929fort .BürgermeisterSeitzeröffnete
um16 Uhr die Sitzung .ZumWortegelangte GemeinderatZimmerl( . . ) ,

voneiner BesserungderWirtschafts .derzunächstausführte ,dass
lage imAllgemeinennicht gesprochenwerdenkann ,solangesichnicht
Lebenshaltder arbeitenden Schichtengebessert hat undderVerproletari¬

sierunggewisserSchichtenEinhaltgebotenwurde ,DieHöhederSparein¬
lagen ist kein absolutes Anzeichenfür die BesserungderWirtschaft .

DerWunschdesFinanzreferenten,dieGeldersollensichlieberbeider
Gemeinde ,als in der Handeines Einzelnenansammeln ,ist unverantwort¬
lich undunsinnig .EinFinanzreferentmussdie Aufrechterhaltungdes
Gleichgewichtesanstreben ,die InteressenderBevölkerungwahrenund
darf keineWesaurierungspolitikbetreiben .BereicherungundTherausierung
sind Begriffe ,die manin der öffentlichen Verwaltungnicht kennendarf .
In der WahlbewegunghabenSie den Gewerbetreibendeneinegrosszügige
Gewerbeförderungversprochen ,WasSie aberGewerbeförderungnennen ,ist
geradezu eine Frozzelei der Gewerbeförderung ,Im Voranschlag habenSie
20 . 000Schillingdafüreingesetzt ,dasist geradedie Subventionfür
die Naturfreunde .Ihre Subventionspolitik ist rein parteipolitisch ein¬
gestellt ,Sie verweigern uns deshalb den Einblick und die unsrecht¬

mässigzustehendeKontrolle über die Subventionsgebarung .Ich habeden
Voranschlagfür das Jahr 1928den des Eingeständnissesgenannt .DerVor
anschlagfür 1929ist der der Unverbesserlichkeit ,weil sie erstensdie
gtenErfolge ,die SiemitdenSteuerreformenerzielt haben ,nichtwei¬
ter fruktifizieren ,zweitensweilSiemitderbisherigenFinanzierung

des Wohnhausbauesfortfahren ,drittens weil Sie die verlustbringenden
Betriebeerst dannabgeben ,wennschonein grosserSchadenfür dieGe¬
meinde erwachsen ist ,viertens weil Sie Ihre : aurierungspolitik wei¬
terführen ,fünftens weil Sie von der Entpolitisierung der Verwaltung

nichts wissenwollenundsechstens ,weil Ihnendie VerammungderBevöl¬
kerungganzgleichgiltig ist ,Ihnenaberdafürdie Bereicherungder
GemeindeamHerzenliegt .EineReformdes WienerSteuerdruckesist uner
lässlich.IndenerstenneunMonatendiesesJahressind649Steuer-¬
beschwerden an die Beschwerdekommissiongegangen .In 71 Fällen hat der
Verwaltungsgerichtshof entschieden ,UmStundungsbewilligung wurde in

11 . 673FällenundumNachlassdesVerzögerungszuschlagesin 7900Fällen
angesucht .Diese erschreckend hohen Ziffern sind der beste Beweis ,dass

derSteuerdruckzuhochist .
GR.ZimmerlbesprichtdanndieeinzelnenAbgabenundbezeichnetes
als eine missbräuchliche Anwendung des Gesetzes ,dass die Kunsumverein

für
von der Fürsorgeabgabebefreit sind .Er verlangt ferher ,dass dieDau- ¬
er des Fasmhingsdie unsinnigeBestimmungaufgehobenwird ,dassfür
über 1 Uhrnachts dauerendeUnterhaltungendie doppelte Steuerzu
entrichten ist und spricht die Hoffnung aus ,dass das Gesetz ,wonach

Veranstaltungen deren Erträgnis für Jugendorganisation undderen
Zweckebestimmtist vonder Steuerbefreit werdensollenmöglichst
bald erledigt wird .Die Lustbarkeitssbgabe ist trotz derErmässigung

nochimmervielzuhoch.WährendimAuslandsozumBeipsielinMünchen
Kunstinstitutenicht nur keineSteuerzahlensondernsogarsubven¬
tioniert werden ,werdenunsere Kunstinstitute durch die Steuergera¬
dezugedrückt .DieAusreihungenausderNahrungs-undGenussmittelabga
bemüssendochinirgendeinemZusammenhangemitdenWahlenstehen,
da es sonst nicht erklärlich wäre ,dass vondenimWahljahr1927aus
gereihten854BetriebenimJahre1928263wiedereingereihtwerden
sind . GR.Zimmerlbespricht sodanndie Unzukömmlichkeitenbei denSteu¬
errevisionendie in einer solchenArtvorgenommenwerden ,dassden
LeutendieFührungdesGeschäftesgeradezuunmöglichgemachtwird.

Pauschalierungs¬ systems würde diese schikanösenSteuer¬Der Ausbaudes
revisionenentbehrlichmachen. DerRednerstellt denAntrag ,dassim
Sinneder Gesetzeüber die Nahrungs -undGenussmittelabgabespwie
der Lustbarkeitsabgabedas Prinzip der Pauschalierungbeziehungsweise

Abfindungin allen jenen Fällen in Anwendungzu bringenist dieihm
geeigneterscheinen .DerRednerverweistsodannin einerBesprechung

- Zimmer- ¬abgabedarauf ,dassinanderenFremdenverkehrs¬derFremden
stättendieseAbgabesogeringist ,dassdadurchdiePreisbildung
gas nicht beeinflusst wird .Es müsstenErhebungendarüberangestellt
werden ,wiehochin denanderenfür deninternationalenFremdenver¬
kehrinBetrachtkommendenStädtendieFremdenzimmerabgabeist .
Wenndas im Ausland ausgestreute Gericht von derbesonieren

TeuerunginWienauchnichtaufRichtigkeitberuht ,somüsstenwir
dochals einejungeFremdenverkehrsstadtallesdaransetzen ,umbil¬
liger zu sein ,als alle anderen Städte . DerRedner stellt schliess¬
licheinenAntrag,deramtsführendeStadtratseizubeauftragen,eine
GesetzesvorlageeinzubringenwelchediemitGesetzvom20 .Dezember
1923bis 31 .Dezember1932verlängerteWirksamkeitdesGesetzesüber
die Einhebungeiner Wasserkraftabgabemit 31 März1929fürerloscher

erklärtmfernereinenAntrag,dassdieAufbringungdarMittelzur
BestreitungderKostenderWohnungs-undSiedlungsbautennichtaus
laufendenEinnahmen,sondernAufnahmeeinerAnleihezuerfolgen
hat(LebhafterBeifallundHändeklatschen)beiderEinheitsliste).

GRGschladt( E. )bezeichnetassheutegeübteSystem
als verkehrt ,die Steuerschraubemit einer Härte ,die anGrausamkeit
grenzt ,anzuziehenWirhabenwiederboltnachgewiesen ,dasgerecht¬
fertigte SteuerermässigungennichtnurkeineMinderung,sondern
sogareineSteigerungderEingängezurFolgehatten .Eskannnicht
derZweckeinerGemeindeverwaltungsein ,ungéheureGewinneaufKos¬
ten derAllgemeinheitzuerzielen ,ihr Zweckkannnursein ,die
Wohlfahrt aller herbeizuführen .

DerRednernimmtdannausführlichzu denPersonalcatStellung
desLebenszukämpfenhaben,WenndieAngestelltenmitderNot

kann manvon ihnen keine volle Diensteserfüllung erwarten .DerPer - ¬
sonalerat muss sich daher nach der wirtschaftlichen Lage richten .

Der Voranschlag für 1928 sah für den Personalaufwand 169Millionen

Schillingvos .Für1929sind182MillionenSchillingveranschlagt
iber

Dasist ein Mehrvon12MillionenSchilling .WennauchdieseMehraus
gabe ihre Gründein der letzten mässigenRegelungder Bezügehat ,so
darfnichtvergessenwerden ,dasssichauchdie ZahlderAngestellten
vergrösserthat .Am. August1927zähltenwir26 . 029Aktiveund
. 783Pensionisten,am. August. . hingegen26. 326Aktiveund10. 013

Pensionisten .ImZugederStandesvermehrungwarwohldieAufstellung
derGemeindewachederüberflüssigsteLuxusEsist unerfindlich .Wa¬
rumStadtrat Breitner nichts für eine entsprechendeSteigerung derBe¬
züge der städtischen Angestellten vorgesehenhat ,wodoch ,daForderun



genderAngestelltemin derLuftliegen ,eineGehaltserhöhungkommen
muss Es wird immer darauf verwiesem ,dass die Angestellten der Stadt
Wienbesser als die Bundesangestelltengestellt sind ,dochdarfdabei
nicht vergessenwerden ,dass diese BesserstellungvonJahr zuJahr
sinkt Es wärescon hochan der Zeit ,endlich einmalan eineetappen¬

e Valorisierungder städtischen Angestelltenzu schreitenDer
er bespricht sodann die Aus zeichnungsmethoden ,von denen er behaup

dass Sie die Angestelltennurin das politische LagerderSozial¬
demokratenRockensollen .Ein Unrecht ,das gut gemachtwerden ;muss ,
ist der an den Pensionisten verübte Raub der Automatik ,Wir sind statt

zu einer Demokratisierungder Verwaltungzur Verpolitisierung derVes- ¬
waltung gekommenAuchder Geist der Angestelltenschaft ist vonsei¬
dembehenPisestal der Unerschütterl ichkeit undUeberzeugungstreue
hegestürzt .DieMehrheithat es bisherimmerverstanden ,einer
öffentlichen Enunziation über Personalpolitik aus demWegzugeher
Der gegenwärtigeFinanzreferent hat wohlgleich nach demUmsturzin
einer grossenVersammlungimZirkus - BuschGebäudeerklärt ,dieAnge¬
stelltenbrauchtensichumdieBedeckungihrerForderungennichtzu
kümmern,dafür seien andereda ,Fürdiese Aeusserunghabenwirauten¬
tische ZeugenHeutehat esdenAnschein ,als würdemanversuchen ,die
öffentlichenAngestelltenan die PrivatbeamtenanzugleichenSiewol¬
len dadurchdie Leutemehrin der HandhabenDabeischeinenSieganz
zu vergessen ,dass dadurchdie ganzenGrundlagender öffentlichenVer- ¬
waltungerschüttert werden ,worunteralle zu leiden hätten .Siegehen
ebenur voneiner rein materiellenAuffassungder Dingeaus Esdarf
daher niemand wundern ,dass der Kitt der Liebe zur Vaterstadt undzum

VolkverlorengehtundunterdenAngestelltendie FurchtvorderPeit
scheunddie Verlockungeines spärlich bestrichenenZuckerbrotesvor¬

herrschenIn der Führungder Personalpolitikder GemeindeWienwer
denSie bei allen IhrenBemühungenbei all ihrer Gwalttägigkeitden
TagkommensehenandemSiedieBerechtigungunsererForderungenan¬
erkennenundsichmitunsandenVerhandlungstischsetzenwerdenNicht
Klassenhass wird uns zusammenführen ,sondern das Wohl aller das wir

wünschen zum Gedeihen unserer lieben Vaterstadt ( Lebhafter Beifall

bei derMinderheit )
GRPfeiffer( . . )führtaus ,dassimGemeinderatnurdieMin

derheitzuredenhat ,währenddieMehrheitnurherkommt,umdieBe¬
schlüssedesKlubsverifizierenzulassen .DerrichtigeVorgangwäre
aber wennim Gemeinderatin sachlichen Beratungendas richtige gefun¬
denwird .Aberes werdenauchdie vernünftigstenEinwendungenderMin-¬
derheit nicht beachtetundes geschiehtnur das ,wasdersozialdeme¬
kratische Klub heschlossen hat .Alle Anträge und Vorschläge derMin¬
derheitwandernin denPapierkorb

Rednerbeschäftigt sich dann eingehendmit den Ursachen ,die

zur sozialdemokratischenMehrheitimGemeinderatgeführt haben .Es
ist vor allem der Krieg mit seinen Opferngewesen ,der diegegenwärti

ge Mehrheit zum Sieg geführt hat Von den sozialdemokratischen Wäh¬

lern haben aber die wenigstenø von der marxistischen Weltanschauung
tiefere Kenntnis Es muss ausdrücklich festgestellt werden ,dass es

imGemeinderatkeineantisozialeParteigibtHöchstensdieWegesind
andere ,diewirgehen .Schonin derzweitenHälftedesvorigenJahr-¬
hunderts hat GeorgSchönerermit seinemsozialen ProgrammgrosseEr- ¬
folge erreicht .Freilich habendie Unternehmerfür die Entwicklungder
industriellen Arbeiterschaftundihre sozialen ForderungenwenigVer- -¬
ständnis bewiesen daher der starke Gegensatz Dieser Standpunkt ist

überwunden Es gibt in diesem Saal heute niemanden ,der nicht das
soziale Streben der arbeitenden Klassen verstünde und bereit ist ,es

zufördern

Ich mussbetonendass ich mit demAufbaudesVoram¬

schlagesnichteinverstandenbinErmüsstenachderVerwendungder
Gelder und nicht nach Verwaltungsgruppengegliedert sein .Durchdie
gegenwärtige Gliederung geht jede Uebersicht verloren .DerVoran¬
schlagsoll dochkeinBuchmitsiebenSiegelnseinsondernersoll
ein Nachschlagebuchdarstellen ,in demjeder Menschsich zurecht fin¬
det SowieheutederVoranschlagaufgebautist ,kenntmansichnicht

aus

GRPfeifferbesprintsodanndieeinzelnenGemeindeabgaben.DieFürsorge
abgabe ,dieeigentlichLohnzuschlagssteuerheissenmüsste,isteine
Strafe für die produktiveArbeit ,sie ist geradezuein Anreizdazu ,
die Arbeit zu drosseln .In Besprechung der Wohnbausteuer weist der
Rednerdarauf hin ,dass es für unsere Wirtschaft nicht dasentschei¬

dendeProblemsei ,obdie MieteretwasmehroderwenigeranZinsbe¬
zahlen ,das entscheidendeProblemist ,wie die Arbeitslosigkeitbeho¬

benwerdenkann ,DieEinstellungvonLeutenin die Gemeindewacheist
allerdingsnichtdasrichtigeMitteldieArbeitslosigkeitzubekämp¬
fen .Wirmüssenüberhauptfragen ,wozudieGemeindewabhe"
nochbestcht ,nachdemihrdurchdieEntscheidungdesVerfassungsger
richtshofesdie einzigeihr zugedachteVerwendung,dieVerkehrspoli¬
zeizuregeln ,genommenwordenist DieLustbarkeitsabgabeschaftUn¬
gerechtigkeitennachallenSeiten .Daist einemZirkusdieAbgabeauf
150SchillingimTagermässigtworden,DagegenmusstedieReutscheHoch
schulefürLeibesübungen,dashöchststehendeUnternehmen,dasesin
Europaauf diesemGebiet gibt ,für zwei VorführungenimKonzerthars¬
saal die ausserordentlichenhohenerzieherischenWerthatte ,eineLust¬
barkeitsabgabevonmehrals tausendSchilling bezahlen( Hört! Hörtrufe

den tatsächlichen Bedürfnissenentsprechendebei der . . JEsist eine/NovellierungdesGesetzesunbe¬dingtnotwendig.
DerRednerbesprichtsodanndie Schikanen ,die bei derEintreibung

der NahrungsundGenussmittelabgabemit Vorliebeangewendetwerden.
GemeinderatPfeiffer schliesst seine Ausführungenmit derBemerkung,
dasser demVoranschlagseineZustimmungnichtgebenkann ,weilnicht
nur die Steuermethoden ganz falsch sind ,sondern auch der Wiener Ge¬

meinderatdurcheinunwürdigesSystemzueinerAbstimmungsmaschin¬
gemachtwordenist .( Beifall bei derMinderheit)

GREllend ( E . )bespricht zunächst die Ansätzedes
Voranschlages Stadtrat Breitner lässt jeden Voranschlag miteinem
Defizit enden .Das ist nun einmal seine Finanztaktik InWirklichkeit
entpuppt sich jedes Breitner ' scheDefizit in einem ansehnlich Ueber

schuss .Der Steuerdruck der GemeindeWienist nicht mehrerträglich
undes mussmit ihmsobald als möglichSchlussgemaentwerden ,da
wir sonst einer wirtschaftlichen Katastrophe entgegengehen ,Statt das
die GewerkschaftendasVohnbauförderungsprogrammderBegierungals
gefundenesFressen "anggnemen haben ,wurdees zur grösstenUeber¬

raschung aller ,die an demwirtschaftlichen AufbauunseresStaates
Anteil nehmen ,abgelehnt .In den ersten zehn Monatendieses Jahres .
wurdennicht weniger als 34 Millionen Schilling für Häuserreparatur
in Wienangefordert .Dasbeweist ,dassderMieterschutzdenMietern
eineungeheureMehrleistungauferlegt .DieMieterschutzfrageist
für die sozialdemokratischePartei nurein politischesSchlagwort,
das zumNachteil der Bevölkerungangewendetwird .Dass an demMie- ¬
terschutz nicht gerüttelt wird ,ist auch unser WunschSie aberha¬
benschon45,000Parteien ,dieSiein IhrenGemeindehäusernunterge-¬
brachthaben ,ausdemMieterschutzherausgenommen
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- . . . - . - . . . . . . - so überwältigendsei ,wiesie der Finanzreferentdargestellt habe ,und
bemerkt,dassInvestitionstätigkeitderGemeindeinderRichtunghabeReichsverbandder Arbeitsinvaliden .DerReichsverbandderArbeits - " daderBekämpfungderArbeitslosigkeitnurein/bedingtenWert

invaliden ,deren Witwenund WaisenOesterreichs ,gibt heutebekannt , durch die Bautätigkeit
immernurdieselbeSchichtvonArbeiternundzwarüberdie normaleZeit/dasses ihmgelungenist ,bei derGemeindeWienauchfürPfründner, hinausbeschäftigtwird ,währendin einerReihevonBerufeneinendauern-AltersrentnerundUnfallsrentnereine Weihnachtsunterstützungdurch -

zusetzen .DieFfründner,Alters -undUnfallsrentnersollensichzwecks denStillstandgibt .
RednerbeschäftigtsichdanneingehendmitderFürsorgeder

Gewährungeiner Weihnachtsaushilfe an ihren zuständigen Fürsorgerat Gemeinde .Er bemängelt ,dass für die Wärmestubennur 68 . 560Schillingwenden Demgegenüber wird festgestellt ,dass der Reichsverband weder ausgegebenwerdenDasmüsseals eine LapaliebezeichnetwerdenAuch
beiderWienerGemeindeverwaltungvorgesprochen,nochvondieserdie derBetragvon10MillionenSchillingfür die Erhaltungsbeiträgeist
Gewährungeiner Weihnachtsunterstützungan Pfründner ,Alters -und
Unfallsrentnerzugesicherterhaltenhat . Eshandeltsichwiederum viel zu gering Jeder Gemeinderatkannberichten ,wieviele armeLeu -
eine ganz unverantwortliche Irreführung der armen Leute ,die nicht te inseineWohnungkommen,umHilfezuerbitten ,DassinddiePersonen

die von der GemeindeSach - oderGeldaushilfen erhalten,Es sindaber
nur eine Enttäuschungerfahren ,sondernauchzu unnützenAuslagenund
Wegenverleitet werden .Dergleiche Missbrauchhat sich auchheuer nur ' 1MillionenSchillingfürdiesenZweckimVoranschlagvorgesehen

In diesemBetragist abernacheineMillionSchillingfürNotstandszuOsternereignetundwurdeauchin derOeffentlichkeitgebrand¬
markt. hilfen für Arbeitslose enthalten DerHerr GemeinderatKohldersich

Kourage
—.—. —. - - ¬. . gesternhieralsFabriksproletausgegebenhat ,solltedie

GemeinderatEllendbeschäftigt sich sodannmit demHauseinsturzaufder
habendenAntragzu stellen dieseSummezu verdoppelnIchselbst

Alserbachsbrasseundverweist auf die grosse Zahl vonbaufälligenLäu¬ stelledenAntragnicht ,weilSiemirsonstalsMitgliedderMinder¬
heitRemagogievorwerfenwürden(ZustimmungbeiderMinderheit).sern ,die es auchsonstin Wiengibt ,unddie nurdeshalbnichtInstand

gesetzt werden ,weil es an jedemAnreiz für das privateBaukapital GR .Hiess( Sozdem. ): IhreParteigenossensollenimanderen
fehlt .ErbesprichtsodanndasBauförderungsprogrammderRegierung,in HausdieArbeitslosenunterstützungerhöhen

GRHoloubek: Siehabenauchdie Fflegebeiträgeverkürztdemer einMittelzicht ,derArbeitslosigkeitundderWohnungsnotbeizu¬
VonkommeneinersolchnBauförderungdes Bundeswürdeammeietendie können aber zu dieser Gemeindeverwaltung schon deshalb kein Ver

GemeindeWienprofitieren .Der Rednerverlangt sodanneineVerlängerung trauenhaben,weilsiediechristlichenArbeiterineinerWeisebe¬
ahndelt ,die jeder DemokratieHohnspricht Der Proporz ,der sichindes Baubegünstigungsgesetzesund beantragt auch ,dås Gesetz vom18 ,März

sollteauchbeidenAnstellungenmeinder te ausdrüderWahlderGe ekt1927in demSinnabzuändern ,dassder darin festgesetzteEndtermin ,der
die Voraussetzung für die Befreiung von der Wohnbausteueraus demSitel
der Bauführungfindet ,bis 31 .Dezember1931erstreckt wird ,ZumSchlusse

imGemeindedienstgeltenHeutewerdennichteinmelalleSozialdemo¬
kratenangestellt ,diesichumeinenGemeindepostenbewerben,sondern

appelliert er an die Mehrheit ,an Stelle der Parteipolitikpraktische nurdie ,die denSektionsleiterderpolitischenOrganisationkennen
Esist einschwererDefekt ,wonnderAnstellungswerber,liesenMannWirtschaftspolitik treten zu lassen .( Lebhafter Beifall bei derMin¬

heit ) . nichtkenntSiestopfendieBetriebevollmitihrenAnhängern,aber
Ihre Methodender GemelterzeugenGegendruckEr hatbereitsødazuge¬darüberGR.Holaubek( . . )bemerkt,manmüsse.sich der

staunen mit welcher Kühnheit der Finanzreferent " xErfolge der Gemein¬

depolitikgerühmthabe,InWirklichkeithatunterderUeberbesteuerung,
führt ,dass heutedis durchVersetzungzu sehr gereinigtenChriston
lichenArbeiterundAngestelltender GemeindeWiensich vorIhnen

die das hervorragendsteKennzeichen ,der städtischen Finanzpolitikist , nicht mehrfürchten .Wennmanhberweiss ,dass dieseArbeiterschaft

nicht nur Handel ,Gewerbeund Industrie ,sondern auch vorallem
nurdrangsaliertwird ,nurNachteileundkeineVorteilehat ,dannhat

ieses Budgetzustimmen(Beifall ) .manalleUrsachegegendidie Arbeiterschaftzu leiden .Arbeitslosigkeit ,Kurzarbeitundgeringer GRAngermayer(E,L)meint,dassdieRednerderMinderheitzum
Ertrag der Arbeitskraft ,sind die Zeichen unserer Zeit .Nach denMit¬

Voranschlageine rein sachliche Kritik geübt habenundweitentferntteilungendesfreienGewerkschaftsbundesentfallen47Prozentdesgesamt vonfaktiöserOppositionwaren.DieMinderheitmüsseinsbesonderege
ten Arbeitslosenstandesauf Wien ,In dieser Ziffer drückt sich diegros -

gendieFinanzpelitikderGemeindeverwaltungStellungnehmen.Eine
se Not der Arbeiterschaft aus .Die GemeindeWien hat sich zumZiel FinanzpolitikmussaufbauendwirkenDiedes Stadtrates Breitnerwirk
gesetzt ,durchihre Steuernnur LuxusundRdichtumzu treffen ,sietriff aberzerstörendDiesgezbhdehtabsichtlichauf WeisungseinarPartei
aberinWirklichkeitauchdieArbeiterschaftdamit ,NichtalleWaren, die Zerstörungder Privatwirtschaft wünschtWirkonnenleshalb
diederBefriedigunghöhererLuxusbedürfnissedienen ,dürfenalsLuxus Ihre Finanzpolitiknur als WirtschaftszerstörendbezeichnenDieser

hingestelltwerden .Auchdarfmannichtvergessen ,dassgeradein derLu¬ gibt sich ausverschiedenenMomenten.Wirmissen ,dassbei derErlas¬
xuswarenindustrie die Qualitätsarbeit Verwendung findet und es ist da¬ sungvonSteuergesetzendieGutachtenwichtigerwirtschaftlicherKor¬her verkehrt ,gerade diese Industrie ,die im Auslande so hochgewertet persche ten entweder gar nicht eingebolt werden ,oder wenn sie vor
wird ,durchdie Ueberbesteuerungzuerschlagen ,AlleVersicherungendes

liegen einfach ignoriert wordensind .Ihre Finanzpolitik huldigt dem
Finanzreferententäuschenichtdarüberhinweg,dassNotElendundEnt- der

Grundsatz ,dass alles Gegenwartaber nichts der Zukunftauf -
berhrungenindieserStadtzuHausesind ,GeradeindenErwerbszweigen, gelastetwird .UnsereWirtschaftist aberdurchdenKriegunddieNach
diedurchdieGemeindesteuernbedrücktwerden ,ist eineZunahmederAr- krhegszeithart mitgenommenundes ist ein unhaltbarerZustand ,derbeitslosigkeit zu verzeichnen ,in der Autoindustrie ,in dengraphischen sich ruinös auswirkenmuss ,wennsie weiter die gesamteLast aufdie
Gewerben ,in der Nahrungsmittelindustrie ,im Schankgewerbe .DieArbeits Gegenwartwälzen
losigkeit der Hausgehilfinnenist erschreckend ,GR ,Holaubekbestreitet
sodann,dassdieRückläufigkeitinderZahlderKonkurseundVergleiche

RednerbeschäftigtsichnunmitdeneinzelnenSteuergattun¬
ger
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der Gemeinde

DieEinnahmenSindfür dasJahr 1929um20MillionenSchillinghöher
veranschlagt ,als für das laufendeJahr .Sie zerfallen in zweiGrup¬
pen .DieeineGruppesinddie AbgabenertragsanteileFür1928waren
siemitüber110MillionenSchillingpräliminiert,für1929sindsie
mit 123Millionenveranschlagt .DerBundist also für dieGemeinde
ein sehr tüchtiger Steuereinnehmer ,wofürihmdie Gemeindesehrdank-¬
bar sein muss .Es ist daher der Kampfder Gemeindegegenden Bundvol
kommenunbegreiflich .Diese123MillionenEinnahmenaus denBundes¬
ertragsanteilensindmehrals einDritteldergesamtenEinnahmen.
Die zweite Gruppe der Einnahmen sind die Gemeinde -undLandesabgaben

DerRednerbespricht nundie Fürsorgeabgabe ,die für dieWirtschaft
eineganzunerträglicheBelastungdarstellt .DieLustbarkeitsabgabe
ist vonder wirklichenBestemerungdes Schlemmertumsschonsehrweit
abgerücktunddie Nahrungs -undGenussmittelabgabeist auchkeine
BesteuerungnurderReichenmehr .VonruinöserWirkungist dieHaus-¬
gehilfinnenabgabeunddie Wertzuwachsabgabeist ebenfallseineganz
ungerechtfertigteSteuerDieSteuereintreibungwirdzuoftbrutsl/
betrieben .DurchIhrSteuermaximist dieFrivatwirtschaftumeine
Milliarde Schilling ärmer gewordenund sie wird im kommendenJahr
um184MillionenSchillingmehr ,die Sie für HäuserbautenundInve¬
stitionenausgeben,ärmerwerdenDerschwersteVorwurfaber ,derIhr
Steuerverwaltungtrifft ,ist der ,dassdieseparteipolitischeinge¬
stellt ist .Der Redner bespricht dann die Kleinrentnerhilfe ,de
vondenSozialdemokratenreichlichzumMitgliederfangausgenützt
wurde.DerRednerbemängeltesschliesslich ,dassgegeneinenaus¬
drücklichenGemeinderatsbeschlussimBudgetnur der Batregvon
500 000 Schilling für die Kleintentner eingestellt ist undbeantragt

dassderlautGemeinderatsbeschlussvom31 .Mai1927festgelegteBe¬
trag voneiner Million für die Kleinrentnerauchtafsächlichim

Budget aufscheint ( Beifall bei der . . )
STRBreitnefbeschäftigtsich einleitendmitdemimLaufederDe¬

dieAnträgebatte gestellten Anträgenundempfiehlt
die eine ErstreckungdesBaubegünstigungsgesetzeszumGegenstande
haben,dergeschäftsordnungsmässigenBehandlungzuzuweisendabe¬
absichtigt sei ,eine Verlängerungdieses Gesetzeseintretenzu
lassen ,ohnedassimgegenwärtigenZeitpunktschonüberdasAusmass
der Verlämgerungetwas gesagt werden kann Im übrigen lehrt Stadtrat

Breitnerdie gestellten Anträgeab
STR .BreitnerkommtsodannaufdieAusführungenderDe¬

batterednerüberdie FragederAbgabenteilungzusprechenunder¬
klärt er nehmees mit Dankzur Kenntnäsdass Stadtrat Kunschakdie
Auffassung vertreten hat seine Partem fühle sich hier dochüber
die sonstigen Gegensätze hinaus als Wiener Partei mit derMehrheit

EingriffeAdantischundes könnenzuharte nicht zugelassen werden .

AllerdingshatsichDr .Wagner,derVertreterdeszwätenTeilesder
Einheitsliste ohne alle Einschränkung auf den Standpunkt derBundes

ländergestelltundsichdurchkeineRücksichtnahmeaufdieWiener
Wählerbeschränktgefühlt .ErüberlässsdieseSorgeoffenbarder
christlichsozialen Partei ( Sehr gut bei der Mehrheit ?aber wir nehmer

es zurKenntnis ,dassin dieserFrage ,wiees oft in derVergangen
heitwar,dieParteiengegensätzeschweigen,dassbeidegrossePar¬
teiendarineinigsind ,dassDingenichterfolgendürfen ,diedas
WienerBudgetzu erschüttern in der Lagesind .

sagt Stadbraf Bi itner

EswarsehrgutdassrechtzeitigdieWienerSteuer-¬
trägeraufmerksamgemachtwurden,vonwelcherGefahrsiebedroht
sind Vielleicht waren die Erörterungen in der Oeffentlichkeit ganzmit dazu
nützlich .Mindestensdürftensie - - /beigetragenhaben ,dasssich
dieVerhandlungen,dereneineerstheutevormittagmitdemBundes¬
finanzministergeführtwurde,allmählichgünstigergestalten.Es
wirdzwarnichtohneeineSteuerbelastungfür einenTeilderWie- ¬
nerBevölkerungabgehen ,aberes kommtnochnichtzuMassnahmen,
die das vorliegendeBudgetsprengenwürden .( Beifall bei derMehrhei



FünfterBogenderBudgetberatungvom14 .Dezember1928.
Esist selbstverständlich ,wiedies StadtratKunschakdargelegt
hat ,dass Wiennicht losgelöst vondenBundesländernseineeigenen
Wegegehenkann .Auchwirwünschen,dassdieLändereinentsprechend
hohesVerwaltungsniveauhaben ,wirwünschenaberauch ,dasssie
ihreeigenenAnstrengungenmachen,undes sichnichtallzubequem
gestalten .Ebensogebenwirzu ,dassNiederösterreichdurch
die Trennung von Wien wenigstens in der Uebergangszeit sich in

einerschwierigenLagebefindetdochist manbeiderVerteilung
der 21MillionenausdenBundespräzipuumnicht nachdenvomGe¬
meindenatKunschckvertretetenGrundsätzenvorgegangen,vielmehr
hat man

/demLandeNiederdsterreichaufdenKopfderBevölkerunggrechnet
amwenigster von allen österreichischen Bundesländerngegeben .
( Hört 'HörtbeiderMehrheit).StadtratBreitnererklärtdanndassesvollständigunrichtig

sei ,dass die Renovierungdes KaffeePrückl zu einer ErhöhungderNahr
rungsundGendmittelabgabebemutztwordensei .DasKaffeehauswardrei

nicht
Monategeschlossen .Es handelt sich dabei umeine normaleRenovierung ,
sondernumeine völlig neue Gestaltung .Die Genossenschafthat denAbgal
besatzvon14Prozentfür zuhocherklärtund12Prozentfürangemes¬
sen bezeichnet .Der Magistrat hat sich daran gehalten .DieBemessung
der SteuererfolgteamerstenTagdesEöffnungdesKaffeehausesund
steht dahermitdemKonflikt ,dendie BesitzerinmitdenAngestellten
hatte ,in keinemZusammenhang.Die Steuerrevisionen könnengewissnicht
besonders wennsie die Stundenhotels betreffen ,als Annehmlichkeitbe¬
zeichndtwerdenAberesbliebkeinandererAusweg.EswurdendreiVier
tel der schuldigenSteuernvondenStundenhotelshinterzogen .Dasbe¬
deutet eine schwereSchädigungder anständigenBetriebe ,Von132Hotels

habennur 65 tadellos undanständigverrechnet .Durchdie vonderMin¬
derheit so sehr bekämpfteRevisionwurdenNachbemessungenin derHöhe
von730 . 000Schillingvorgenommen,Schondarausgehtder grosseUmfang
der Steuerhinterziehungen hervor .VomJuli 1927 bis Juli 1928 ist der

JahresertragdieserSteuerumeineMillionSchillinggestiegen .Unrich¬
tig ist auch ,dassbeimCarl - Theaterdie BezahlungdervondemVorgänger
schuldiggebliebenenLustbarkeitssteuernicht verlangt wurde .Direktor
Berisch hat vierzehn Tage vor der Einbringung keines Konæssionsgesu¬
ches 30 . 000Schilling gezahlt und bis zumTageseiner Abreisetäglich
50 Schilling als Abstattung der rückständigen Steuer entrichtet .
WasdiePanschalierungenanlangtsowillichfeststellen ,dassder
ProzentsatzderPauschalierungenimJahre1925nur25Prozentaus¬
machte und er heuer auf 52 Prozent gestiegen ist .Pauschalierungen

könnenebennurauf GrundlangerErfahrungenerfolgen . DieAbschaf-¬
fungderWesserkraftabgabeist keineeinfacheSache ,daimFalleihrer
Abschaffungder Preis für denelektrischenStromerhöhtwerdenmüss¬
te .Der Wegeiner Anleihe für den städtischen Wohnhausbauist nicht

zugehen. DassvombesonderenHärtenderSteuereintreibung
nicht gesprochenwerdenkann ,beweist ,dass von113673Stundungsge¬
suchen10 . 970bewilligtwordensindMeinBerichtüberdieWirtschafts
lage war von demWunschgetragen ,gewisse günstige MomenteimHin¬
blick auf die traditionelle Raunzerei der Wiener in den Vordergrund

zustellenIchbinderUeberzeugung,dassauchderVoranschlagfür
das Jahr 1929wiederein StückBesserungder wirtschaftlichenVer-¬
hältnisse bringenwird ,undbitte daherdenGemeinderat ,demVoran-¬
schlagseineZustimmungzugeben(LebhafterBeifallbeiderMehrheit)

Damitist dieGeneraldebatteüberdengesamtenVoranschlag
unddieSpezialdebatteüberdieVerwaltungsgruppefürFinanzwesen
erledigtDieAnträgeAngermayer,ZimmerlundRummelhardtwerdenabge-¬
lehnt ,der AntragElend- Zimmerlder geschäftsordnungsmässigenBehand¬
lungzugeführtunddiePositionenderVerwaltungsgruppeIIbeschlos.sen

DerVorsitzendeGR .Weiglschliesst um22 ' 30UhrdieSitzung.DieBeratungenwerdenamMontagum16Uhrfortgesetzt.Esbeginnt
dieSpezialdebatteüberdieVerwaltungsgruppeI
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